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Menschen mit Behinderungen dürfen nicht vom allgemeinen Schulsystem ausge-
schlossen und in gesonderte Strukturen gedrängt werden. Sie haben ein Recht da-
rauf, an Regelschulen unterrichtet zu werden und müssen dort die Unterstützung 
und Förderung erhalten, die sie benötigen. Das besagt Artikel 24 der Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-BRK), der die Vertragsstaaten auf ein 
inklusives Bildungssystem auf allen Ebenen verpflichtet. 

Die Ratifizierung dieses Vertrags stellt die Bildungspolitik der deutschen Bundes-
länder vor nennenswerte Herausforderungen. Denn während viele Staaten weltweit 
(darunter USA, Kanada, Australien, das Vereinigte Königreich, die skandinavischen 
Länder) Kinder mit Behinderungen schon lange – mit gutem Erfolg – hauptsächlich 
in Regelschulen unterrichten, hat die gesonderte Beschulung in Deutschland eine 
lange Tradition. In den meisten Bundesländern existiert ein breit ausgebautes Sys-
tem an Sondereinrichtungen für Schüler:innen mit Behinderungen (Sonder- und 
Förderschulen) als fester Bestandteil des gegliederten deutschen Schulsystems. Da-
bei zeigt sich eine negative Bilanz: Über 70 Prozent der Schüler:innen verlassen die 
Förderschule ohne berufsqualifizierenden Abschluss und bleiben in der Regel ihr 
Leben lang auf das staatliche Fürsorgesystem angewiesen. Inklusive Schulsyste-
me zeigen hier deutlich bessere Ergebnisse (siehe bereits Powell/Pfahl 2008). Und 
selbst wenn der Abschluss gelingt, haben viele Förderschüler:innen auf dem regu-
lären Ausbildungs- und Arbeitsmarkt aufgrund des Stigmas „Förderschule“ kaum 
eine Chance (Blanck 2020). Darüber hinaus zeigt die Auswertung von Mikrozensus-
Daten ausgeprägte soziale Ungleichheiten beim Förderschulbesuch: Kinder, deren 
Eltern nur einen Hauptschulabschluss haben, finden sich in Westdeutschland fast 
siebenmal häufiger auf einer Förderschule wie Kinder von Eltern mit Hochschulab-
schluss, in Ostdeutschland ist dieses Risiko sogar neunmal so hoch. Deshalb berührt 
die Einführung schulischer Inklusion zentrale Fragen der sozialen Ungleichheit im 
deutschen Bildungssystem. Die Umsetzung des Menschenrechts auf inklusive Bil-
dung verlangt nicht weniger als einen Paradigmenwechsel.

Mehr als zehn Jahre nachdem die Bundesrepublik Deutschland die UN-BRK im März 
2009 ratifiziert hat, ist die Exklusionsquote (der Anteil der Schüler:innen, die weiter 
im Sondersystem unterrichtet werden), bundesweit jedoch kaum gesunken – in den 
Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz ist sie sogar ange-
stiegen. Gleichzeitig werden in vielen Bundesländern immer noch Grundsatzdebat-
ten über den Erhalt des Förderschulsystems geführt. In einigen Bundesländern hat 
sich das Förderschulnetz seit dem Jahr 2009 kaum verändert; vielerorts etablieren 
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sich kostenintensive Doppelstrukturen aus Förderschulen und inklusiv unterrich-
tenden allgemeinen Schulen.

Der Stand der Umsetzung der UN-BRK im deutschen Schulsystem lässt sich ziem-
lich konkret bemessen. Die Konvention benennt nämlich eine Reihe von Anfor-
derungen, aus denen sich rechtliche Gewährleistungen ableiten lassen. Diese An-
sprüche müssen erfüllt werden, um ein inklusives Bildungssystem im Sinne der 
Konvention zu ermöglichen. Für unsere Studie haben wir menschenrechtliche Indi-
katoren entwickelt, anhand derer wir die juristischen Gewährleistungsansprüche, 
die sich aus Artikel 24 der UN-BRK ergeben, untersuchen. Wir haben überprüft, wie 
die einzelnen Bundesländer diese Gewährleistungen umsetzen. 

Was fordert Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention?

Die Anforderungen der UN-BRK an ein inklusives Bildungssystem lassen sich in vier 
Überbegriffen zusammenfassen: availability, accessibility, acceptability und adaptability 
(4 A-Schema). Auf der Prozessebene ergeben sich daraus acht Gewährleistungen, die 
die Vertragsstaaten der UN-BRK sicherstellen müssen (vgl. Abbildung 1).
 
Availability steht für (1) die Verfügbarkeit von wohnortnahen allgemeinen Schulen, 
in denen auch Kinder mit Behinderungen unterrichtet werden. Accessibility for-
dert (2) den diskriminierungsfreien Zugang von Menschen mit Behinderung zu den 
allgemeinen Schulen. Aus den Anforderungen Acceptability und Adaptability lassen 
sich folgende Gewährleistungen ableiten: (3) die inklusive, nicht diskriminierende 
Organisation und Ausgestaltung der allgemeinen Schulen, (4) die Umsetzung von 
Inklusion als Bildungsziel an den Schulen, (5) die Gewährleistung der notwendigen 
(sonder-)pädagogischen Förderung und Unterstützung im inklusiven Setting, (6) 
die Bereitstellung angemessener Vorkehrungen sowie Barrierefreiheit und (7) die 
entsprechende Qualifizierung der Lehrkräfte. Zusammenfassen lassen sich die vier 
Ziele in der Verpflichtung zu einer (8) schrittweisen Transformation der bestehen-
den Förderschulsysteme in inklusive Regelschulangebote. 

Abbildung 1: Die Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention
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Die Umsetzung des Menschenrechts auf eine inklusive Beschulung kann nach Art. 
24 UN-BRK nur dann gewährleistet werden, wenn es für die einzelnen Gewährleis-
tungen auch ein geeignetes Monitoring gibt. Zu einer entsprechenden Datenerhe-
bung ist die Bundesrepublik nach Art. 31 UN-BRK verpflichtet. Im Falle Deutschlands 
und seiner föderalistischen Struktur ist ein bundeslandspezifisches Monitoring 
wichtig, da die Bundesländer bei der Umsetzung der UN-BRK mit sehr unterschied-
lichen Geschwindigkeiten unterwegs sind. Von den acht Gewährleistungen auf der 
Prozessebene konnten wir in unserer Studie aber nur vier in empirisch valide und 
vergleichbare Indikatoren überführen. Zusätzlich haben wir die Exklusionsquote als 
„Outcome“-Indikator verwendet, um den Umsetzungsstand zu messen. Zum Recht 
auf gemeinsamen Unterricht, die Umsetzung inklusiver Bildungsziele, die Bereit-
stellung angemessener Vorkehrungen sowie Barrierefreiheit und die entsprechen-
de Qualifizierung der Lehrkräfte liegen keine geeigneten Indikatoren für die Bun-
desländer vor. Die Problematik, dass Deutschland zu wenig geeignete Daten vorhält, 
um die Umsetzung von Menschenrechten zu überwachen, findet sich übrigens auch 
in anderen Bereichen. Erst 2019 hat das Deutsche Kinderhilfswerk im Hinblick auf 
die 1992 ratifizierte UN-Kinderrechtskonvention ähnliche Mängel festgestellt.

Was erfüllen die Bundesländer?

1. Verfügbarkeit inklusiver Bildung: Aus der UN-BRK folgt, dass jedes Kind mit Be-
hinderung einen Anspruch darauf hat, in einer nahegelegenen Schule gemeinsam 
mit Kindern ohne Behinderung unterrichtet zu werden. Diese Gewährleistung ha-
ben wir sowohl auf der Strukturebene (Schulgesetze) als auch auf der Prozessebene 
(Quote der allgemeinen Schulen mit einem sonderpädagogisch geförderten Kind, 
kurz: GU-Quote) gemessen. In der Mehrheit der deutschen Bundesländer unterrich-
ten bereits mehr als 60 Prozent der allgemeinen Schulen mindestens ein Kind mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf. Diese Quote deckt sich in den meisten Fäl-
len mit der rechtlichen Verankerung in den Schulgesetzen der Länder. Die meisten 
Bundesländer setzen entweder auf eine flächendeckende Inklusion oder ergänzen 
diese Ausrichtung mit der Einrichtung spezialisierter Schulen (Schwerpunktschu-
len). Bei der GU-Quote zeigen allerdings die Länder Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz weit unterdurchschnittliche Werte, was nur zum Teil mit der 
vielgliedrigen Schulstruktur begründet werden kann. Die wohnortnahe Verfügbar-
keit inklusiver Bildung ist in diesen Ländern vermutlich nur recht eingeschränkt 
verwirklicht. 

2. Diskriminierungsfreie Zugänglichkeit inklusiver Bildung: Der normative Kern von 
Artikel 24 der UN-BRK besteht in dem Recht von Menschen mit Behinderung auf 
gleichberechtigten und diskriminierungsfreien Zugang zum allgemeinen Bildungs-
system. Diese Gewährleistung haben wir auf der Strukturebene in drei Indikatoren 
gemessen, nämlich erstens über die Frage, ob ein Recht auf inklusiven Unterricht 
oder ein Vorrang der gemeinsamen Beschulung im Schulrecht besteht. Zweitens 
wurde erfasst, ob die gemeinsame Beschulung unter Ressourcen- bzw. Organisati-
onsvorbehalt steht, und drittens, ob es gesetzliche Einschränkungen des Rechts auf 
inklusive Beschulung an einer Regelschule (z.  B. aus Gründen des „Kindeswohls“) 
gibt. Ein vorbehaltloser Zugang zu inklusiver Bildung ist gegenwärtig nur in Bremen 
und Hamburg gewährleistet. Auf der anderen Seite wird dieser Anspruch in Bayern, 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Sachsen-Anhalt nicht erfüllt. In 
diesen Ländern gibt es auch mehr als zehn Jahre nach Ratifikation der UN-BRK 
keinen klaren Vorrang der gemeinsamen Beschulung. Die Mehrheit der Bundes-
länder statuiert zwar einen Vorrang des gemeinsamen Unterrichts im Schulgesetz, 
schränkt diesen aber durch einen Ressourcenvorbehalt und/oder durch sonstige 
Vorbehalte ein. Entgegen der Intention der Konvention haben fast alle Bundesländer 
ein sogenanntes Elternwahlrecht eingeführt.
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3. (Sonder-)pädagogische Unterstützung im inklusiven Lernumfeld: Die gesetzli-
che Ausgestaltung der Zuweisungsmodelle, um die (sonder-)pädagogische Unter-
stützung im inklusiven Lernumfeld zu gewährleisten, wird in den Bundesländern 
sehr unterschiedlich gehandhabt. In einer Reihe von Ländern ist die Finanzierung 
inklusiver Beschulung nur unzureichend im Schulrecht konkretisiert (Baden-
Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz 
und Saarland). Für die einzelnen Förderschwerpunkte fehlen konkrete Richtwerte, 
an denen sich die Zuweisung der sonderpädagogischen Ressourcen zu orientie-
ren hat. Deshalb ist es im Bundesländervergleich auch kaum möglich zu bewerten, 
ob ausreichende (sonder-)pädagogische Unterstützung im inklusiven Lernumfeld 
gewährleistet wird. Allerdings zeigen Daten für verschiedene Bundesländer, dass 
die Ausstattung mit zusätzlichen (sonder-)pädagogischen Ressourcen im inklusiven 
Setting weitaus geringer ausfällt als an der Förderschule. Dass Schulen unter diesen 
Bedingungen einen qualitativ hochwertigen inklusiven Unterricht gewährleisten 
können, muss bezweifelt werden.

4. Eine Transformation der bestehenden Förderschulsysteme in inklusive Regel-
schulangebote ist bisher nur in Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein zu beobachten. In diesen Bundesländern wur-
de zumindest mit dem institutionellen Wandel der Förderschulen für Lern-  und 
Entwicklungsstörungen begonnen, die zu einer Auflösung des eigenständigen Lern-
ortes führen. Eine Abschaffung der gesamten Förderschulstruktur ist auch in diesen 
Bundesländern nicht geplant. Bisher ist der institutionelle Umbau der Förderschule 
in den Bundesländern Bremen und Schleswig-Holstein am weitesten fortgeschrit-
ten. In den anderen elf Bundesländern wird ein strukturpersistenter Ansatz ver-
folgt, der das Förderschulsystem (bisher) nicht zur Disposition stellt. Gerechtfer-
tigt wird dieses Vorgehen oft durch einen Verweis auf das in den Schulgesetzen 
verankerte „Elternwahlrecht“: Solange Erziehungsberechtige die Förderschule als 
Beschulungsort wählen, sollen Sonderstrukturen vorgehalten werden. Damit wird 
eine zentrale Steuerungsleistung für das Gelingen der schulischen Inklusion formal 
an die Erziehungsberechtigten delegiert. Diese „passive Steuerung“ ist aber mit der 
schrittweisen Implementierung von Artikel 24 der UN-BRK unvereinbar, wie der 
zuständige UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen in sei-
ner Jurisdiktion wiederholt betont hat. Das sogenannte „Elternwahlrecht“ verhin-
dert die Transformation zu einem inklusiven Schulsystem – und lässt einen starken 
sozialen Bias vermuten. 

Fazit

Die Anforderungen und Gewährleistungen, die sich aus Artikel 24 der UN-Behin-
dertenrechtskonvention ergeben, sind als geltendes Völkerrecht, das die Bundes-
republik durch Beschlüsse des Bundestags und Bundesrats ratifiziert hat, durch die 
Bundesländer umzusetzen. Der jeweilige Umsetzungstand ist nach den Artikeln 31 
und 35 in geeigneter Weise durch die Bundesrepublik Deutschland und ihre Länder 
zu überwachen. In Abbildung 2 haben wir im Überblick zusammengestellt, wie die 
Bundesländer die Vorgaben der Konvention umsetzen – auf Basis der genannten 
Indikatoren sowie der Exklusionsquote. Auf der einen Seite des Spektrums stehen 
Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein, die bei der Umsetzung der Konvention 
weit vorangekommen sind. Auf der anderen Seite finden sich mit Baden-Württem-
berg, Bayern und Rheinland-Pfalz jene Bundesländer, in denen eine Umsetzung von 
Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention so gut wie nicht stattfindet; hier 
finden sich vielmehr klare Belege dafür, dass diese Bundesländer systematisch ge-
gen ihre Implementationspflichten verstoßen. Dies kann, ähnlich wie im Fall von 
Spanien, zu einem Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 6 des Fakultativpro-
tokolls zur UN-BRK führen. 
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Zu unserer Einordnung gelangen wir auf der Grundlage der im Bundesländerver-
gleich empirisch messbaren Indikatoren. Mit den vorhandenen Daten messbar sind 
aber, wie erwähnt, nur drei von acht Gewährleistungen. Dementsprechend versto-
ßen nicht nur einige Bundesländer gegen die Anforderungen von Artikel 24 UN-
Behindertenrechtskonvention. Auch die Bundesrepublik Deutschland verletzt ihre 
Pflicht, die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention zu überwachen und 
dafür geeignete Daten vorzulegen. Unseres Erachtens wäre es Aufgabe der Kultus-
ministerkonferenz, eine entsprechende Datenerhebung im Sinne von Artikel 31 der 
Konvention zu koordinieren und damit die Grundlage für ein genaueres Monitoring 
zu schaffen.
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